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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.i Elektronische Datenverarbeitung und Schutz der Privat- 
sphäre 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Hirsch, Dichgans, 
Mertes und Genossen 
— Drucksache VI/1 150 — 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Justiz wie 
folgt: 


A. Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß hinsichtlich der 
notwendigen Maßnahmen zum Schutz der Privatsphäre beim 
Einsatz von EDV-Anlagen die Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes gegeben ist, um für 

1. den öffentlichen Bereich eine einheitliche Regelung zu schaf- 
fen und somit einer divergierenden Entwicklung entgegen- 
zuwirken ,* 

2. den privaten Bereich (z. B. Auskunfteien, Kreditinstitute, 
Versicherungen usw.) einen Datenschutz, wie er vom Bund 
für das Meldewesen und von einigen Ländern für die öffent- 
liche Iland vorgesehen ist, zu gewährleisten; 

3. den öffentlichen und privaten Bereich erweiterte Regelungen 
zu treffen, die außer dem straf- und zivilrechtlichen Persön- 
lichkeitsschutz, dem urheberrechtlichen Schutz von Daten- 
programmen sowie zivil-, straf- und verwaltungsrechtlichen 
Fragen, auch den davon nicht getrennt zu beurteilenden ver- 
waltungsrechtlichen Bereich (einschließlich Information der 
Legislative, Datenüberwachungsstelle usw.) umfassen? 


Eine Kompetenz zur umfassenden gesetzlichen Regelung aller 
Fragen, die sich aus der Notwendigkeit des Schutzes der Pri- 
vatsphäre beim Einsatz von elektronischen Datenverarbeitungs- 
anlagen (EDV-Anlagen) in der Bundesrepublik Deutschland er- 
geben, hat der Bund nicht. Es muß hierfür auf die dem Bund 
zustehenden Gesetzgebungskompetenzen in den verschiedenen 
Bereichen zurückgegriffen werden, auf die sich die vom Bun- 
desgesetzgeber vorzusehenden Maßnahmen zum Schutz der 
Privatsphäre erstrecken. 
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1. Soweit die elektronische Datenverarbeitung in der öffent- 
lichen Verwaltung als Arbeits- und Organisationsmittel ein- 
gesetzt wird und damit dem Bereich des Verwaltungsver- 
fahrens zuzuordnen ist, ergibt sich die Gesetzgebungskom- 
petenz des Bundes für einschlägige Regelungen spezieller 
und genereller Art, auch für solche, die dem Schutz der 
Privatsphäre beim Einsatz der elektronischen Datenverar- 
beitung in der öffentlichen Verwaltung zu dienen bestimmt 
sind, aus den Artikeln 70 ff, GG in Verbindung mit den Ar- 
tikeln 84, 85 und 86 GG. Damit wird die Zulässigkeit bundes- 
rechtlicher Vorschriften über die öffentlich-rechtliche Ver- 
waltungstätigkeit der Behörden 

a) des Bundes, der bundesunmittelbaren Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts und 

b) der Länder, der Gemeinden und Gemeindeverbände, der 
sonstigen der Aufsicht der Länder unterstehenden juri- 
stischen Personen des öffentlichen Rechts, wenn sie Bun- 
desrecht ausführen, 

abgedeckt. 

Soweit es sich dabei um Vorschriften materiellen Inhalts 
handelt (etwa Bestimmungen über Abwehrrechte betroffener 
Staatsbürger), ergibt sich die Kompetenz des Bundes aus der 
jeweiligen grundgesetzlichen Sachkompetenz. 

Durch die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes zur Re- 
gelung des Verwaltungsverfahrens wird die öffentlich-recht- 
liche Verwaltungstätigkeit mit Hilfe der EDV durch Behör- 
den der Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände usw., 
wenn sie Landesrecht ausführen, nicht abgedeckt. Dies gilt 
z. B. für das Schul- und Kulturwesen sowie das Polizei- und 
das Kommunalrecht. Der Bund ist also nicht in der Lage, 
eine einheitliche gesetzliche Regelung für den gesamten 
Bereich der öffentlichen Verwaltung zu schaffen. 

2. Auch für die gesetzliche Regelung des Schutzes der Privat- 
sphäre beim Einsatz der EDV-Anlagen im privaten Bereich 
beruht die Gesetzgebungskompetenz des Bundes auf den 
jeweiligen Sachkompetenzen. Soweit es sich um gewerb- 
liche Auskunfteien, Kreditinstitute, Versicherungen und 
sonstige Unternehmungen der Wirtschaft handelt, ist Arti- 
kel 74 Nr. 1 1 GG die Grundlage. 

3. Für die im Teil 3 dieser Frage angesprochenen Regelungen 
ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz des Bundes eben- 
falls aus den jeweiligen grundgesetzlichen Sachkompeten- 
^en, und zwar 

für den straf- und zivilrechtlichen Persönlichkeitsschutz 
aus Artikel 74 Nr. 1 GG, 
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für den urheberrechtlichen Schutz von Datenprogrammen 
aus Artikel 73 Nr. 9 GG, 

für zivil-, straf- und verwaltungsprozeßrechtliche Fragen 
aus Artikel 74 Nr. 1 GG. 

Die danach künftig zu erlassenden Vorschriften werden auch 
für die in den Teilen 1 und 2 dieser Frage angesprochenen 
öffentlichen und privaten Bereiche Geltung haben. 

Soweit hier der verwaltungsrechtliche Bereich angesprochen 
ist, darf auf die Beantwortung von Teil 1 dieser Frage Be- 
zug genommen werden. 


B. Stimmt die Bundesregierung in dieser Meinung mit den Landes- 
regierungen überein? 

C. Zu welchem Zeitpunkt kann mit Gesetzesvorlagen der Bundes- 
regierung für die Bereiche gerechnet werden, für die die Ge- 
setzgebungskompetenz des Bundes gegeben ist? 


In dem zweiten Bericht der Bundesregierung über die Anwen- 
dung der elektronischen Datenverarbeitung in der Bundesver- 
waltung vom 17. April 1970 (Drucksache VI/648) war näher 
ausgeführt, daß der Schutz der Privatsphäre des Staatsbürgers 
gegen Eingriffe und Mißbräuche beim Einsatz von EDV-An- 
lagen der öffentlichen Hand, insbesondere beim Betrieb von 
automatisierten Informationssystemen nach der derzeitigen 
Rechtslage ausreichend gesichert sein dürfte, soweit man das 
heute — da die Verwaltung mit der Einrichtung von Informa- 
tionssystemen und Datenbanken noch am Anfang steht — beur- 
teilen kann. Gleichwohl werde diese Problematik von der Bun- 
desregierung im Zuge der weiteren Planungsarbeiten mit Auf- 
merksamkeit verfolgt und die Notwendigkeit spezieller gesetz- 
geberischer Maßnahmen geprüft werden. So hat die Bundes- 
regierung auch in dem Entwurf eines Meldegesetzes, der zur 
Zeit noch mit den Ländern abgestimmt wird, entsprechende 
Schutzvorschriften vorgesehen. 


Die Bundesregierung ist nach wie vor der Meinung, daß dem 
Schutz der Privatsphäre des Staatsbürgers ganz besondere Auf- 
merksamkeit zu widmen ist. Es wurde deshalb, auch mit Rück- 
sicht auf entsprechende unterschiedliche Aktivitäten bei einigen 
Ländern, mit der Vorbereitung des Entwurfs eines Gesetzes 
zum Schutz der Privatsphäre begonnen. 


Die Vorbereitungsarbeiten an dieser außerordentlich schwieri- 
gen und vielschichtigen Materie sind noch nicht soweit ge- 
diehen, daß bereits eine Abstimmung mit den Landesregierun- 
gen über die Abgrenzung der Gesetzgebungskompetenzen hätte 
stattfinden können. Allein die Sammlung der in einem solchen 
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Gesetz regelungsbedürftigen Tatbestände und die Definition 
der zu ordnenden Lebenssachverhalte erfordern bei der Kom- 
plexität des Problems und der Bedeutung der technischen Ent- 
wicklung Zeit, wenn eine wirklich praktikable und zweckge- 
rechte Regelung erstrebt wird. Nach dem Gang der Beratungen 
des Verwaltungskostengesetzes vom 23. Juni 1970 (BGBL I 
S. 821) sowie des Entwurfs eines Verwaltungsverfahrensge- 
setzes (Bundesrats-Drucksache 269/70) im Bundesrat muß damit 
gerechnet werden, daß von seiten der Länder die Kompetenz 
des Bundes zum Erlaß einheitlicher Vorschriften über den 
Schutz der Privatsphäre beim Einsatz von EDV-Anlagen in der 
öffentlichen Verwaltung (vgl. Beantwortung zu Teil 1 der Frage 
A) bestritten wird, soweit diese Vorschriften auch für Bereiche 
gelten sollen, in denen der Bund von seiner Kompetenz zur 
Sachregelung noch keinen Gebrauch gemacht hat. 


Die Bundesregierung hofft, im Laufe des Jahres 1971 eine Ge- 
setzesvorlage für die Bereiche, für die die Gesetzgebungskom- 
petenz des Bundes gegeben ist, einbringen zu können. 


Genscher 
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